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Sport im Spiegel 
des europäischen Medienrechts

Teil II
Wie entstehen Sportrechte, welchen Inhalt haben sie, und wer kann über sie verfügen?
Mit diesen Fragen befasste sich Teil I des Beitrags zum Thema „Sport im Spiegel des 
europäischen Medienrechts“, der bereits im April als IRIS plus (Redaktionsbeilage 
von IRIS Ausgabe 2004-4) erschienen ist. Dieser erste Teil untersuchte außerdem 
den Einfluss des europäischen Wettbewerbsrecht auf Vergabe, Erwerb und Ausübung 
von Sportübertragungsrechten, und zwar vor allem für das Medium Fernsehen.

Speziell für öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter stellt sich beim Erwerb von 
Sportrechten die Frage, ob dieser durch den öffentlich-rechtlichen Auftrag gedeckt 
und deshalb entsprechend den EG-rechtlichen Beihilfevorschriften zu beurteilen ist. 
Mit dieser Frage beginnen die Ausführungen des Teil II dieses Beitrags.

Im Übrigen widmet sich dieser zweite Teil den europarechtlichen Vorgaben, welche 
bei der Ausstrahlung und Verbreitung der Sportveranstaltungen zu beachten sind. 
Untersucht werden unter anderem der Free-TV-Vorbehalt für Ereignisse von erheblicher 
gesellschaftlicher Bedeutung und die Vorschriften über Werbung und Sponsoring. 
Es geht also in dieser IRIS plus vor allem um Regelungen der Exklusivität und des 
Inhalts von Sportsendungen, welche für die Rundfunkveranstalter wirtschaftlich 
äußerst bedeutsam sind. 

Straßburg, im Mai 2004
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Sport im Spiegel des europäischen Medienrechts

Teil II

Fortsetzung von Kapitel II – 
Bedingungen für die Vergabe 
und den Erwerb der Rechte

3. Erwerb von Sportrechten als Teil 
des öffentlich-rechtlichen Auftrags?

Gehört der Erwerb von Sportrechten durch öffentlich-rechtliche
Rundfunkanstalten zu deren besonderen Dienstleistungsauftrag?
Diese Frage ist von entscheidender Bedeutung, wenn die Finan-
zierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks durch Gebühren-
gelder (oder andere staatliche Mittel) anhand der Beihilfevor-
schriften des EGV überprüft wird.1 In den neueren Entscheidungen
der Kommission wird deutlich, dass die Anwendung des Art. 87
EGV davon abhängt, ob ein zulässiger Ausgleich oder eine Über-
kompensation von Kosten des öffentlich-rechtlichen Auftrags vor-
liegt.2 Damit gewinnen die Ausgestaltung dieses Auftrags und
mögliche gemeinschaftliche Vorgaben hierzu an Bedeutung. Der
Gerichtshof hält es in seiner Rechtsprechung grundsätzlich für
rechtmäßig, öffentlich-rechtliche Fernsehveranstalter mit der
Erfüllung eines besonderen Programmauftrags zu betrauen.3 Mit
Bezug auf die Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
in seiner gesellschaftspolitischen Funktion sowie auf das
Amsterdamer Protokoll erachtet die Kommission eine „breit
gefasste Definition“ des Auftrags der Anstalten für durch die
Beihilfevorschriften gedeckt. Diese weit verstandene Definition
erlaube auch, ein Programm innerhalb des Auftrags anzubieten,
das „gewisse Einschaltquoten“ gewährleiste.4 Damit bezieht sich
die Kommission implizit auf die Entschließung des Rates über den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, die den Anstalten sogar zuge-
stand, „danach [zu] streben, hohe Einschaltquoten zu erzielen“.5
Auch nach Ansicht der Kommission bestehen keine beihilfe-
rechtlichen Einwände gegen eine Schaffung vermarktungsfähiger
Programmflächen, die zur Refinanzierung der für das Programm
aufgewendeten Ausgaben dienen können. Eine breit gefasste Defi-
nition entspreche dem Ziel, die demokratischen, sozialen und kul-
turellen Bedürfnisse der Gesellschaft zu decken und den Plura-
lismus einschließlich kultureller und sprachlicher Vielfalt zu
wahren. Bei der Überprüfung habe sich die Kommission auf offen-
sichtliche Fehler bei der Definition des öffentlich-rechtlichen
Sendeauftrags zu beschränken.6 Ein solcher Fehler liege aller-
dings vor, wenn die Definition nicht mehr den Vorgaben des
Amsterdamer Protokolls entspreche, also über die demokratischen,
sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Gesellschaft hinausgehe.7
Insgesamt gesteht die Kommission trotz dieser Einschränkung den
Mitgliedstaaten bei der Definition der Dienste von allgemeinem
Interesse im Bereich des Rundfunks einen erheblichen Spielraum
zu. Dieser geht über den Rahmen ihrer Mitteilung8 zu den (allge-
meinen) Leistungen der Daseinsvorsorge hinaus.

Der öffentlich-rechtliche Auftrag kann unter diesen Voraus-
setzungen den Erwerb von Sportrechten zur Erhöhung der Attrak-
tivität und Abrundung des Programms umfassen. Bei Herstellung,
Einkauf von Rechten für und Verwertung von Rundfunkproduk-
tionen müssen die Anstalten allerdings Bedingungen erfüllen. So
müssen sie sich im Rahmen ihrer vorab definierten Anstaltsauf-
gaben bewegen. Insoweit handelten die Rundfunkanstalten beim

Erwerb von Sportrechten im Rahmen der Programmbeschaffung,
wenn Sport als Teil der Aufgaben definiert und Sportrechte für das
Programm benötigt werden.9

III. Vorgaben für die Ausstrahlung/
Verbreitung

Nach der Erörterung der Bedingungen für die Vergabe und den
Erwerb der Übertragungsrechte in Kapitel II sollen nunmehr
mögliche europarechtliche Vorgaben für die Verbreitung der Sport-
übertragungen in verschiedenen Medien dargestellt werden. 

1. Fernsehen

a) Vorgaben für die Satellitenverbreitung 

Der Erwerb und die Übertragung der Rechte zur Ausstrahlung
eines Sportereignisses im Fernsehen vollziehen sich nach
nationalem (Zivil-)Recht. Die Ausgestaltung der Verträge ist
abhängig von der Einordnung der zugrunde liegenden Veranstal-
terrechte. 

Im Vorfeld der Fußball-Weltmeisterschaft 2002 kam es zu
Diskussionen zwischen Pay-TV-Anbietern und Free-TV-Sendern
über den Umfang der vertraglich gewährten Rechte bei der
unverschlüsselten Ausstrahlung der Spiele über Satellit. Das
Problem bestand darin, dass die beabsichtigte Sendung
bestimmter Inhalte (nämlich der Spiele) die Ausstrahlungsrechte
anderer Rechtsinhaber berührt hätte und dass diese Rechts-
inhaber die Verbreitung ggf. hätten behindern können.10 Ent-
scheidend für die Berechtigung zur Ausstrahlung ist daher der
Umfang der Rechte, die das „Urheberrecht“ im weiten Sinne dem
Inhaber von Ausstrahlungslizenzen im Zusammenhang mit der
Verbreitung von Rundfunk über Satellit gibt. So ist der BBC wegen
ihres Übergangs zu einer unverschlüsselten digitalen Verbreitung
die Berichterstattung über die schottische Fußballliga in ihrem
schottischen Regionalprogramm nicht mehr möglich. Seit dem 10.
Juli 2003 ist der Wechsel der BBC von der verschlüsselten BSkyB-
Plattform in eine unverschlüsselte Übertragungsform über ASTRA
vollzogen. Dadurch entfällt die bisher durch die Verschlüsselung
über das CA-System von BSkyB gesicherte, regionale Begrenzung
des Empfangs der jeweiligen Regionalfenster der BBC. Das unver-
schlüsselte Programm wäre im gesamten Vereinigten Königreich
offen verfügbar. Die BBC besitzt aber lediglich die Ausstrahlungs-
rechte für Schottland, die Rechte außerhalb Schottlands im
Vereinigten Königreich hält der Pay-per-view-Sender Setanta, der
sich gegen eine flächendeckende Ausstrahlung der BBC wehrt. Um
rechtliche Streitigkeiten zu vermeiden, ist die BBC bis zum
Auslaufen des Vertrages am Ende der Saison 2003/2004 gezwun-
gen, die Sendung der Ligaspiele und des schottischen Pokalfinales
einzustellen.11

Inwieweit ist die (bereits obigen Beispielen zugrunde liegende)
Praxis der territorialen Aufspaltung der Übertragungsrechte durch
den Rechteinhaber durch gemeinschaftsrechtliche Vorschriften
beeinflusst?

Alexander Scheuer/Peter Strothmann, 
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR), Saarbrücken/Brüssel
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Eine exklusive territoriale Vergabe mit dinglicher Wirkung ist
nach dem in Art. 1 Absatz 2 Richtlinie 93/83/EWG verankerten
Sendelandprinzip wohl nicht mehr möglich.12 Jedoch findet die
Richtlinie nur bei urheberrechtlichen Werken Anwendung. Dies ist
– wie oben dargelegt – nach allgemeiner Auffassung bei den Über-
tragungsrechten an Sportveranstaltungen nicht der Fall.13

Vom Inhaber von Fernsehübertragungsrechten eine Verschlüsse-
lung zu verlangen, stößt indes auf kartellrechtliche Bedenken;
dasselbe gilt für Verschlüsselungsabsprachen mit den ausstrah-
lenden Fernsehsendern. Solche Bedenken werden insbesondere
dann geäußert, wenn die Absprachen dazu bestimmt sind,
Zuschauermärkte innerhalb des Gemeinsamen Marktes aufzu-
spalten und gegeneinander abzuschirmen. Nach einer (allerdings
bestrittenen) Ansicht wird die marktbeherrschende Stellung des
Inhabers der Übertragungsrechte auf dem Markt der Sportrechte
dann missbraucht, wenn sie dazu genutzt wird, sich auf anderen,
benachbarten Märkten ungerechtfertigte Vorteile zu verschaffen.
Dort werde die starke Stellung auf dem Markt für Übertragungs-
rechte als Hebel für die Monopolisierung eines Drittmarktes ein-
gesetzt, ohne dass dies anderweitig objektiv gerechtfertigt werden
könne.14

b) Die Übertragung von Großereignissen

Weitere europarechtliche Vorgaben für die rundfunkmäßige Ver-
breitung einer Sportveranstaltung legen die Bestimmungen über
die Übertragung von Großereignissen in Art. 3a der Fernsehricht-
linie und Art. 9a des Europäischen Übereinkommens zum grenz-
überschreitenden Fernsehen (nachfolgend „Übereinkommen“)
fest. Die Einführung von Listenregelungen soll der breiten Öffent-
lichkeit einen Zugang zur Übertragung von solchen (Sport-)Ereig-
nissen15 gewährleisten, denen eine herausragende gesellschaft-
liche Bedeutung zukommt. Diese Regelungen sind dabei im
Gegensatz zum Kurzberichterstattungsrecht als Sendebeschrän-
kungen ausgestaltet; sie knüpfen höchstens mittelbar an Erwerb
und Verkauf an.

aa) Voraussetzungen

Die Vorschrift des Art. 3a enthält keine zwingenden Mindest-
vorgaben, sondern stellt es den Mitgliedstaaten zunächst frei,
überhaupt eine nationale Liste aufzustellen. Dabei hat ein Mit-
gliedstaat die Verfahrensanforderungen des Absatzes 1 Satz 3 zu
beachten und – soweit er lediglich eine zeitversetzte Übertragung
gewähren möchte – diese Einschränkung nach Satz 4 objektiv zu
begründen. Eine Pflicht zum Tätigwerden ergibt sich für die Mit-
gliedstaaten jedoch aus der Schutzklausel des Absatzes 3. Sie
haben danach sicherzustellen, dass die ihrer Rechtshoheit unter-
worfenen Fernsehveranstalter bestehende Listen anderer Mitglied-
staaten nicht in ihrer Schutzwirkung unterlaufen.16

Die Fernsehrichtlinie überlässt es den Mitgliedstaaten zu
beurteilen, welche Ereignisse von erheblicher gesellschaft-
licher Bedeutung sind. Erwägungsgrund 21 der die Fernsehricht-
linie abändernden Richtlinie 97/36/EC statuiert, dass es sich um
solche Ereignisse handeln soll, die für eine breite Öffentlichkeit
zumindest in einem bedeutenden Teil eines Mitgliedstaats heraus-
ragend sind. Diese sollen zudem im Voraus von einem Veranstalter
organisiert werden, der kraft Gesetzes befugt ist, die Rechte an
diesem Ereignis zu veräußern. Erwägungsgrund 18 nennt beispiel-
haft Fußballwelt- und -europameisterschaften sowie Olympische
Spiele. 

Die Möglichkeit, diese Ereignisse zu verfolgen, darf „einem
bedeutenden Teil der Öffentlichkeit“ nicht vorenthalten wer-

den. Dies zeigt, dass die Listenregelung nicht nur davor schützen
soll, für die Rundfunkübertragung ein besonderes Entgelt zu ent-
richten. Um einen breiten Zugang der Bevölkerung zur Ausstrah-
lung zu ermöglichen, gilt die Vorschrift auch für Free-TV-Anbieter
mit einem geringen Zuschaueranteil. So wird vertreten, dass Art.
3a mit dieser Begrifflichkeit einen Verbreitungsgrad von nahezu
der gesamten Bevölkerung oder einem erheblichen Teil vor-
schreibt.17

Die Berichterstattung soll in einer frei zugänglichen Fernseh-
sendung erfolgen. Darunter ist nach Erwägungsgrund 22 der die
Fernsehrichtlinie abändernden Richtlinie 97/36/EC die Aus-
strahlung eines der Öffentlichkeit zugänglichen Programms auf
einem öffentlichen oder privaten Kanal zu verstehen, für die –
abgesehen von den ohnehin zu entrichtenden Gebühren wie
Rundfunk- oder Kabelgebühren – kein besonderes Entgelt zu
entrichten ist. Damit fallen die Formen des Bezahlfernsehens wie
Pay-TV, Pay-per-View oder Pay-per-Channel nicht unter diesen
Begriff.

Anlass zu Diskussionen gibt die Frage, welchen Schutz Art. 3a
für Exklusivrechte vorsieht, die bereits vor dem Zeitpunkt der
Notifizierung der entsprechenden nationalen Liste bei der Kom-
mission erworben wurden (Rückwirkung). Der vorgelagerte Erwerb
ist allein im Rahmen der Schutzklausel des Absatz 3 angesprochen
(„nach Veröffentlichung dieser Richtlinie erworbenen ausschließ-
lichen Rechte“).18

Zudem ist fraglich, ab welchem Zeitpunkt ein auf der Liste eines
Mitgliedstaats befindliches Ereignis durch die Regelung geschützt
wird, d. h. ab wann eine Fernsehübertragung nur unter den Bedin-
gungen des Art. 3a Absatz 1 möglich ist. Art. 3a enthält keine
Bestimmung über den relevanten Moment. Erwägungsgrund 20 der
Fernsehrichtlinie nennt dafür jedoch den Zeitpunkt der jeweiligen
Umsetzung. Nimmt ein Mitgliedstaat ein Ereignis erst nach Veröf-
fentlichung und Umsetzung des Art. 3a in nationales Recht in die
Liste auf, so ist strittig, ab wann diese Maßnahme gegenüber in
anderen Mitgliedstaaten ansässigen Rundfunkveranstaltern wirk-
sam wird. Aus Art. 3a Absatz 2 folgt nach einer Ansicht, dass das
Datum der Veröffentlichung der Maßnahme im Amtsblatt zugrunde
zu legen ist. Nach einer anderen Ansicht sei es dem jeweiligen
nationalen Gesetzgeber überlassen, den Zeitpunkt festzulegen, der
allen in der Gemeinschaft ansässigen Fernsehveranstaltern gegen-
über Geltung beansprucht.19

Ungeklärt ist die rechtliche Einordnung einer Entscheidung der
Kommission zur Vereinbarkeit der bei ihr notifizierten mitglied-
staatlichen Maßnahmen nach Art. 3a mit Gemeinschaftsrecht.
Gegen eine von der Kommission getroffene Entscheidung, die die
vom Vereinigten Königreich angemeldeten Maßnahmen im Rahmen
des Art. 3a als mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar erklärt hatte,
ist seit längerem eine Klage vor dem Gericht erster Instanz
anhängig. Die Kläger machen u. a. die Verletzung des Grundsatzes
der Verhältnismäßigkeit, des Eigentumsrechts, der Freiheit, eine
wirtschaftliche Tätigkeit auszuüben, des Grundsatzes des Schutzes
berechtigter Erwartungen und der Nichtrückwirkung sowie des
Gleichheitsgrundsatzes geltend.20

bb) Beurteilung im Rahmen der Revision 
der Fernsehrichtlinie

Die Eingaben im Konsultationsverfahren zur Revision der
Fernsehrichtlinie haben nach Ansicht der Kommission ergeben,
dass viele die Bestimmung des Art. 3a für nützlich, notwendig,
wirksam und angemessen halten.21 Im Ergebnis bestehe kein drin-
gender Bedarf an einer Überarbeitung der Vorschrift. Die Erstellung
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von Leitlinien durch die Kommission könnte den Mitgliedstaaten
eine konkrete Hilfe für die Festlegung und Umsetzung nationaler
Maßnahmen an die Hand geben.22 Das diskutierte Konzept der
Schaffung einer europaweiten Liste wichtiger Ereignisse bringt
nach Ansicht der Kommission keinen Zusatznutzen und wird als
mit dem Subsidiaritätsprinzip nicht vereinbar angesehen.

2. Neue Medien und interaktive Dienste

Noch weitgehend ungeklärt ist die Anwendung der Listen-
bestimmungen auf die Ausübung der Übertragungsrechte im
Bereich der neuen Medien. Wie in Teil I dieses Beitrags (Kapitel II,
2. b) dargelegt, gewinnen die Rechte für neue Medien mit der
voranschreitenden technischen Entwicklung (Breitbandzugänge)
an wirtschaftlicher Bedeutung. Dabei sind Sportübertragungs-
rechte wiederum als Schrittmacher für die Verbreitung derartiger
Angebote anzusehen. Da im Zuge der Konvergenz neue Medien das
Fernsehen zukünftig mehr und mehr ersetzen können, ist daran zu
denken, die Listenregelung auf besondere entgeltpflichtige Ange-
bote wie Streaming auszudehnen.23 Dies setzt nach bestehendem
Recht voraus, dass es sich hierbei um Fernsehdienste handelt.

Übertragungen von Sportereignissen über die neuen Medien
gewinnen nicht nur an wirtschaftlicher Bedeutung, sondern sind,
wie gezeigt, erneut Anlass für Überlegungen, wie eine künftige
Regulierung dieser neuen Dienste aussehen könnte – und wie u. a.
die europarechtlichen Anforderungen an deren Inhalt zu bestim-
men sind.24

IV. Vorgaben für übertragene Inhalte

1. Werbevorschriften 

Im Vordergrund der europäischen Vorgaben für die Regulierung
der Inhalte stehen die auch in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung
für die Übertragung von Sportereignissen wichtigen Werbebestim-
mungen. Hier ist vor allem die Fernsehrichtlinie anzusprechen.
Die Werberegelungen im Europäischen Übereinkommen über das
grenzüberschreitende Fernsehen unterscheiden sich nicht wesent-
lich von denen der Richtlinie. Das Übereinkommen, seine Ent-
wicklung und zugehörige Dokumente werden nachfolgend deshalb
nur erwähnt, soweit sie abweichende Regelungen aufstellen oder
zur Klärung von Auslegungsfragen der Fernsehrichtlinie heran-
gezogen werden können.25

a) Erscheinungsbild der Fernsehwerbung

Die Vorschrift zu Form und Darstellung von Fernsehwerbung in
Art. 10 legt Prinzipien fest, mit denen der redaktionelle Inhalt des
Programms von den unterschiedlichen Werbeformen abgegrenzt
werden soll. Darunter fallen die vorgeschriebene Verwendung von
optischen und/oder akustischen Werbetrennern, der Ausnahme-
status für einzeln gesendete Fernsehwerbe- und Teleshopping-
Spots, das Verbot des Einsatzes von subliminalen Techniken sowie
von Schleichwerbung.

Der Trennungsgrundsatz wird bei Sportübertragungen insbeson-
dere im Fall des so genannten Grafik-Sponsorings relevant. Dabei
handelt es sich um die Verknüpfung von Zeit- und anderen
Messungen sowie Ergebnistabellen bei Sportveranstaltungen mit
einem Firmenlogo. Dies kann als Information dem Programm zuzu-
ordnen sein, wenn und soweit es sich als eine Art Quellennachweis
um einen Hinweis auf das Unternehmen handelt, welches die

Messung oder Ähnliches vornimmt.26 Besteht ein derartiger
Zusammenhang Information – Unternehmen nicht, handelt es sich
um Werbung. Ebenso verhält es sich bei den so genannten Werbe-
Crawls, also Textlaufzeilen auf dem Bildschirm oder am Bild-
schirmrand, die als isolierte Werbespots angesehen werden und die
auf die stündlich und täglich zulässige Werbezeit anzurechnen
sind. Die hier aufgeworfenen Fragen sind auch im Zusammenhang
mit der Regulierung neuer Werbeformen wie Split Screen oder
virtueller Werbung zu beachten (siehe unten).

Die Frage, ob Werbung in Sportstadien dem Rundfunkveran-
stalter im Hinblick auf Schleichwerbung zugerechnet werden
kann, wird zum Teil verneint. Dies gelte selbst dann, wenn sich die
Werbung primär an die Fernsehzuschauer wende. Allerdings könne
der Fernsehveranstalter zumindest die Pflicht haben, den Verzicht
auf für die Fernsehübertragung platzierte unlautere, rechtswidrige
oder sittenwidrige Werbung gegenüber dem Sportveranstalter
durchzusetzen.27

b) Quantitative Bestimmungen

Die Richtlinie legt quantitative Beschränkungen der Werbe-
möglichkeiten fest. Der Gesamtanteil an Sendezeit für alle Formen
der Werbung (Teleshopping-Spots, Werbespots, andere Formen der
Werbung) darf nach Art. 18 Fernsehrichtlinie mit Ausnahme der
Teleshopping-Fenster 20 % der täglichen Sendezeit nicht
überschreiten. Dabei wird die Spotwerbung auf 15 % der täglichen
Sendezeit begrenzt. Der Anteil an Sendezeit für Werbespots 
und Teleshopping-Spots darf innerhalb einer Stunde nicht 
mehr als 20 % betragen. Für die Unterbrecherwerbung gelten
besondere Regelungen, die in Art. 11 näher normiert sind (dazu
sogleich).

Hinweise auf das eigene Programm und auf die Begleit-
materialien dazu (Eigenwerbung) gelten nach Art. 18 Abs. 3
Fernsehrichtlinie nicht als Werbung. Einschränkend setzt die Vor-
schrift jedoch fest, dass es sich um „eigene“ Sendungen des
Fernsehveranstalters und um Begleitmaterialien handeln muss,
„die direkt von diesen Programmen abgeleitet sind“. Relevant wird
dieses Kriterium bei der Einordnung von Begleitmaterialien zu
Sportsendungen wie etwa Videos, CD-Roms oder Büchern zum
Sportereignis. Bei weitergehenden Merchandising-Artikeln (wie
Handtücher mit Sportmotiven etc.) soll eine direkte Ableitung vom
Programm jedenfalls nicht mehr gegeben sein.28

Die Kommission hat in einer Mitteilung vom Dezember 2003 zu
möglichen Änderungen des Werberechts der Richtlinie Stellung
genommen.29 Danach werden die Bestimmungen zur Werbedauer
von den meisten Mitgliedstaaten grundsätzlich unterstützt. In den
Konsultationen zur Revision der Fernsehrichtlinie hätten jedoch
u. a. mehrere Mitgliedstaaten und die meisten kommerziellen
Fernsehanstalten eine gewisse Lockerung als notwendig ange-
sehen. Die Kommission will daher mit Hilfe von Sachverständigen
untersuchen, wie die Vorschriften für die Werbezeiten weiter-
entwickelt werden können. Dabei will sie insbesondere die dem
Fernsehzuschauer zur Verfügung stehenden Steuerungsmöglich-
keiten und die größere Auswahl an Programmen berücksichtigen.30

c) Unterbrecherwerbung

Speziell für die Übertragung von Sportereignissen sind die Vor-
schriften des Art. 11 Absätze 1, 2 und 4 der Fernsehrichtlinie von
besonderer Bedeutung.

Grundsätzlich müssen nach Absatz 1 der Vorschrift Fernseh-
werbung und Teleshopping-Spots zwischen den Sendungen ein-
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gefügt werden. Nur in Ausnahmefällen können Werbung und Tele-
shopping-Spots auch in laufende Sendungen eingefügt werden.
Einen derartigen Fall regelt Absatz 2 der Norm. Bei Sendungen, die
aus eigenständigen Teilen bestehen, oder bei Sportsendungen
kann Werbung demnach nur zwischen die eigenständigen Teile
oder in die Pausen eingefügt werden. Dabei ist – wiederum nach
Absatz 1 Satz 2 – darauf zu achten, dass Werbung und Teleshop-
ping-Spots den Zusammenhang und den Wert der Sendungen nicht
beeinträchtigen – wobei die natürlichen Programmunterbrechun-
gen und die Länge und Art des Programms zu berücksichtigen sind
– und dass nicht gegen Rechte von Rechteinhabern verstoßen
wird. 

Unter den Begriff der Sportsendungen fällt der gesamte Bereich
der Sportübertragungen, d. h. sowohl Live- als auch zeitversetzte
Übertragungen. Nicht erfasst werden jedoch redaktionell-journalis-
tisch aufbereitete und gestaltete Sportsendungen, bei denen die
Berichterstattung über das Umfeld und die Analyse im Vorder-
grund stehen. Für diese gilt die allgemeine Unterbrecherregelung
des Art. 11 Absatz 4 der Fernsehrichtlinie, also die Regel des 20-
Minuten-Abstands zwischen den Werbeblöcken.31

In einigen Staaten ist es jedoch üblich, auch bei Sportüber-
tragungen kurze Werbespots einzublenden. Beispielsweise hat in
der Slowakischen Republik der Rundfunkrat beschlossen, dass
Werbeeinblendungen in den Unterbrechungen des Spiels (nicht
nur in den von der Spielordnung festgelegten (Drittel-)Pausen)
nicht gegen nationales Rundfunkrecht verstoßen.32 Zudem plat-
zieren italienische Rundfunksender ca. 5 Sekunden lange Werbe-
spots während der Übertragung von Fußballspielen anlässlich von
kurzen, nicht durch die Spielregeln vorgesehenen Spielunter-
brechungen und auch während das Spiel läuft. Dies geschah mit
der Zustimmung der Kommunikationsbehörde, da eine Definition,
was genau „Pause“ bedeute, in der italienischen Umsetzungsnorm,
die Art. 11 der Richtlinie wörtlich übernommen habe, nicht
gegeben sei. Daher sei ein Fußballspiel auch vor der Durchführung
eines Freistoßes oder Eckballs sowie bei Auswechselungen von
Spielern während des laufenden Wettkampfs „unterbrochen“.33

Dagegen wird argumentiert, dass sich bei Sportveranstaltungen
die Pausen aus den Regeln der jeweiligen Sportart ergeben müssen.
Dabei könnten unfreiwillige Unterbrechungen nicht als Pausen
gelten. Es müsse sich bei der Pause um eine regelhafte, zeitliche
Strukturierung des Spiels handeln; bei einer Unterbrechung auf
Grund beispielsweise eines Foulspiels und des sich anschließenden
Freistoßes sei das nicht der Fall. Entsprechendes könne auch für
andere Sportarten angenommen werden. Folglich seien die Pausen
bei Seitenwechseln oder zwischen zwei Sätzen etwa im Tennis als
natürliche Pausen im Sinne des Art. 11 Abs. 2 zu sehen. Bei Wett-
bewerben mit mehreren Einzelkämpfen oder entsprechenden,
unterscheidbaren Teilen können auch nach dieser strikteren Auf-
fassung Werbeunterbrechungen eingefügt werden. 

Bei Motorsportereignissen wie der Formel 1 kommt es einer
Ansicht zufolge weniger als bei einem Mannschaftssport auf eine
bestimmte Spielabfolge oder räumlich zentrierte Spielsituation an.
Daher könne der Veranstalter selbst durch den Wechsel der
Kameraposition oder Konzentration auf eine andere Rennsituation
Einschnitte vornehmen und Werbung einfügen.34 Demgegenüber
wird geltend gemacht, dass solche Veranstaltungen, da sie keine
regelgerechte Unterbrechung (Pause) enthielten, eben nicht von
Abs. 2 erfasst sein sollen. Danach würde allein Abs. 4 den Maßstab
für zulässige Unterbrechungen liefern.

Die Kommission hat, wie in ihrer Mitteilung vom Dezember
200335 angekündigt, zu möglichen Änderungen des Werberechts in
der Fernsehrichtlinie Stellung genommen. Ihre im April 2004 ver-

öffentlichte Mitteilung zu Auslegungsfragen enthält klarstellende
Auslegungshinweise zur Einfügung von Unterbrecherwerbung bei
Sportereignissen.36 Danach fallen Sportsendungen, die keine
natürlichen Pausen oder objektive Unterbrechungen im Sinne von
Art. 11 Absatz 2 der Richtlinie enthalten, unter Art. 11 Absatz 4.
Somit muss zwischen zwei aufeinanderfolgenden Werbeunter-
brechungen innerhalb der Sendung ein Abstand von mindestens
20 Minuten liegen.

Unabhängig davon müssen die nationalen Behörden nach
Ansicht der Kommission darauf achten, dass die Sendung ein-
zelner, sehr kurzer Werbespots („Minispots“) während der Über-
tragung eines Sportereignisses nicht gegen die Grundsätze des Art.
10 der Richtlinie verstößt. Derartige Werbebotschaften müssten
„als solche klar erkennbar und durch optische und akustische
Mittel eindeutig von anderen Programmteilen getrennt sein“. Auch
müssen nach Art. 10 Absatz 2 der Richtlinie einzeln gesendete
Werbespots die Ausnahme bilden, weshalb einzelne Minispots nur
ausnahmsweise gesendet werden sollten.37

d) Sponsoring

Die Fernsehrichtlinie gibt in Art. 17 Mindeststandards für die
Regelung des so genannten Sponsoring vor. So statuiert diese Vor-
schrift insbesondere ein Beeinflussungsverbot und ein Kennzeich-
nungsgebot. Den vielfältigen Möglichkeiten insbesondere der
Schleichwerbung und des Product Placements wirken die Formali-
sierung des Sendesponsoring und das Transparenzgebot ent-
gegen.38

Im Unterschied zu einer Werbesendung oder einem Werbespot
darf das Sponsoring nicht der Bewerbung von Produkten oder
Dienstleistungen dienen, sondern allein der Unterstützung
bestimmter Sendungen/Programme, um dadurch für den Sponsor
einen Imagegewinn oder -transfer zu erreichen. So werden Über-
tragungen der Länderspiele der deutschen Fußball-Nationalmann-
schaft häufig von Bierproduzenten gesponsert. Bei der inhalt-
lichen Konkretisierung ergeben sich für den nationalen
Gesetzgeber über diese Definition hinaus jedoch Gestaltungs-
spielräume. Er kann unter anderem die Möglichkeit schaffen, den
Sponsorenhinweis in Form bewegter Bilder zu gestalten sowie
neben oder anstelle des Namens oder der Firma des Sponsors auch
eine Marke im Sponsorenhinweis wiederzugeben. Ebenso kann
verboten oder erlaubt werden, im Rahmen gesponserter Sendun-
gen Werbespots zu verbreiten, die für Produkte oder Dienst-
leistungen des Sponsors werben.39

e) Neue Werbeformen

Neue Werbeformen wurden vielfach im Kontext von Sportüber-
tragungen entwickelt oder sind dort zumindest von besonderer
Bedeutung. Dies gilt z. B. für die Erscheinungsformen des Split
Screen und die virtuelle Werbung.40

Split Screen meint dabei die Teilnutzung des Bildschirms für
Werbemitteilungen in Form einer parallelen Ausstrahlung von
redaktionellen und werblichen Inhalten.41 In Deutschland wurde
die Split-Screen-Werbung erstmalig bei Übertragungen von Rennen
der Formel 1 und von Boxkämpfen verwendet. Bilder von den
Sportveranstaltungen wurden in einem kleineren Bildschirm-
fenster neben einem größeren Fenster gesendet, in dem Werbung
ausgestrahlt wurde.42 Rundfunkrechtlich problematisch erscheint
bei Split-Screen-Einblendungen die Wahrung des Trennungsgrund-
satzes. Insofern ist eine Auslegung des Art. 10 Abs. 1 der Fernseh-
richtlinie erforderlich. Fraglich ist, ob dort eine optische und zeit-
liche Trennung verlangt ist oder ob dem Trennungsgebot Genüge
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getan wird, wenn entweder eine zeitliche (wie bei „normalen“
Werbespots) oder eine optische Trennung vorgenommen wird.43

Der EuGH hat indes im Zusammenhang mit der Fernsehrichtlinie
entschieden, dass Beschränkungen, die der Gemeinschaftsgesetz-
geber nicht klar und eindeutig formuliert hat, eng auszulegen
sind.44 Es wird daher vertreten, dass eine optische Trennung
genüge; erforderlich sei ein „Trennungsstrich“, der verhindert,
dass Werbung und Programm unmerklich ineinander übergehen. So
fordert auch das Standing Committee on Transfrontier Television in
seiner Stellungnahme zur Split-Screen-Werbung eine klare und
erkennbare Trennung von Programm und Werbeinhalt.45 Dieser
Auffassung hat sich auch die Kommission angeschlossen.46 Die
räumliche Trennung soll so erfolgen, „dass Werbung und Tele-
shopping leicht als solche erkennbar und von anderen Programm-
teilen unterscheidbar sind“. Die Werbezeit wird bei Split-Screen-
Werbung nach überwiegender Ansicht auf die Gesamtwerbezeit
angerechnet. Eine Ausweitung der Werbezeit kann also durch diese
Werbeform nicht erreicht werden.47 Dies gelte auch für so genannte
Werbe-Crawls (siehe oben unter a)), also Textlaufzeilen, in denen
am Bildschirmrand Informationen mit werbendem Inhalt ange-
boten werden.48

Eine weitere Neuerung bei den Werbeformen stellt die virtuelle
Werbung dar. Dabei handelt es sich um die technische Möglichkeit,
ein Bild nachträglich dahingehend zu verändern, dass entweder
neue Werbebotschaften in das Bild integriert werden oder
bestehende Werbung (wie im Stadion vorhandene Bandenwerbung)
verändert wird. Rechtlich noch weitgehend ungeklärt ist, inwie-
fern das Trennungsgebot hierbei zu beachten sein soll. Anhalts-
punkte gibt insofern eine Empfehlung des Europarats.49 Dort wird
festgelegt, dass das Vorhandensein virtueller Werbung dem
Zuschauer mit angemessenen Mitteln am Beginn und Ende des Pro-
gramms mitgeteilt werden soll. Inhaltlich uneinheitlich beant-
wortet wird auch die Frage nach der Einfügemöglichkeit der vir-
tuellen Werbung. Während zum Teil gefordert wird, dass virtuelle
Werbung nur eine am Ort der Übertragung (z. B. Stadion) ohnehin
bereits bestehende Werbung ersetzen können soll (z. B. Aufspie-
lung der virtuellen Werbung auf eine am Spielfeldrand vorhandene
Bande),50 sehen andere Regelungen vor, dass virtuelle Werbung
dort eingesetzt werden darf, wo üblicherweise Werbeflächen zur
Verfügung stehen.51 Noch keine europarechtlichen Vorgaben gibt
es zudem für Formen virtueller Werbung, bei denen mit mobilen,
über den Bildschirm laufenden Figuren oder mit Projektionen auf
das Spielfeld (z. B. Einblendung virtueller Werbung durch den
Ersteller des Fernsehsignals oder durch den Fernsehveranstalter in
den Mittelkreis oder in das gesamte Spielfeld im Stadion) gewor-
ben wird.52

In ihrer Mitteilung zu Auslegungsfragen legt die Kommission
dar, wie die Grundsätze des Kapitels IV der Richtlinie auf die
virtuelle Werbung Anwendung finden sollen.53 So sollen die
Zuschauer u. a. im Voraus darüber informiert werden, dass
virtuelle Bilder eingeblendet werden. Auch dürfe virtuelle Wer-
bung im Rahmen der Übertragung von Sportveranstaltungen nur
auf solchen Flächen des Veranstaltungsorts oder Stadions gezeigt
werden, an denen auch in Wirklichkeit Werbung angebracht
werden kann und die gewöhnlich Werbezwecken dienen. Die
Sponsoringvorschriften der Richtlinie seien in vollem Umfang zu
beachten.

f) Art. 3 Fernsehrichtlinie

Von Bedeutung für das Werberecht ist Art. 3 Abs. 1 Fernseh-
richtlinie, nach dem die Mitgliedstaaten Fernsehveranstalter, die
ihrer Rechtshoheit unterworfen sind, verpflichten können, stren-
geren oder ausführlicheren Bestimmungen in den von dieser Richt-

linie erfassten Bereichen nachzukommen. Dieser Spielraum kann
allerdings nur in eine Richtung genutzt werden, da die Fernseh-
richtlinie Mindestregelungen festsetzt, die hinsichtlich der inlän-
dischen Rundfunkanbieter nur verschärft, nicht aber abgemildert
werden können. Die Fernsehrichtlinie verbietet daher nicht, dass
für inländische Anbieter strengere Regelungen gelten, sie dient
ausdrücklich nicht der Verhinderung der so genannten Inländer-
diskriminierung.54

Die Nutzung dieses Spielraumes kann zu Problemen bei aus dem
Ausland übernommenen Sendungen führen, die von inländischen
Anbietern/Sendern ausgestrahlt werden. 

In der Rechtssache Bacardi-Martini und Cellier des Dauphins55

wies der EuGH eine entsprechende Vorlagefrage eines britischen
Gerichts zurück, da nicht ausreichend deutlich gemacht worden
sei, inwiefern eine mögliche Gemeinschaftsrechtswidrigkeit des
französischen Rechts Auswirkungen auf die Beurteilung des Falles
habe.56

In einem weiteren, vom Sachverhalt her ähnlich gelagerten Fall
nahm jedoch der Generalanwalt Tizzano zur Vereinbarkeit des
Verbots von Fernsehwerbung für alkoholische Getränke mit dem
Gemeinschaftsrecht Stellung.57 Er führte zunächst aus, dass die
Verpflichtung, alle verfügbaren Mittel einzusetzen, um zu ver-
meiden, dass im französischen Fernsehen Werbung für alkoholische
Getränke gezeigt wird, tatsächlich eine Beschränkung des freien
Dienstleistungsverkehrs darstelle. Diese sei aber unter Bezugnahme
auf den Schutz der öffentlichen Gesundheit gerechtfertigt, da die
Beschränkung hinsichtlich ihres verfolgten Ziels verhältnismäßig
sei. Die französische Regelung gehe nicht über das zur Erreichung
des Ziels, der Förderung der öffentlichen Gesundheit, erforderliche
Maß hinaus. Der Generalanwalt vertritt die Auffassung, dass
Fernsehsender nicht über die Mittel verfügten, Werbeflächen für
alkoholische Getränke unkenntlich zu machen. Mittel der
modernen Technik (Einspielung virtueller Werbeflächen) für die
Ausblendung von Fernsehbildern könnten wegen der anfallenden
hohen Kosten nicht als alternative Lösung herangezogen werden.
Zudem lasse die Kürze der Zeit, in der während einer Übertragung
diese Form der Werbung (in diesem Fall Bandenwerbung) erscheine,
weder eine Inhaltskontrolle noch die Möglichkeit zu, eine Warnung
vor den mit dem Genuss von Alkohol verbunden Gefahren einzu-
blenden. Generell bedeute der Umstand, dass ein anderer Mitglied-
staat weniger strenge Vorschriften im Bereich der Werbung für
Alkohol anwende, nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes
nicht, dass die strengeren Normen unverhältnismäßig seien. 

Interessant erscheint, dass der Generalanwalt die indirekte
Werbung für alkoholische Getränke durch die Fernsehübertragung
von Werbeflächen im Rahmen von Sportveranstaltungen (Banden-
werbung) als nicht vom Anwendungsbereich der Fernsehrichtlinie
erfasst ansieht. Sie unterfalle u. a. nicht der Legaldefinition des
Art. 1 lit. b) in der dem Fall zugrunde liegenden Fassung der Richt-
linie 89/552/EWG (jetzt Art. 1 lit. c)). Diese Bestimmung beziehe
sich nur auf Sequenzen von Fernsehbildern, die eigens zu Werbe-
zwecken angefertigt worden seien und in dieser Eigenschaft dem
Fernsehveranstalter vergütet würden. Zu prüfen sei daher allein
die Vereinbarkeit des französischen Rechts mit der Dienst-
leistungsfreiheit.

2. Werbeverbote und -beschränkungen

Die stärkste Form der Eindämmung von Fernsehwerbung bei der
Übertragung von Sportereignissen stellen die Werbeverbote und
beschränkungen dar.
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a) Fernsehrichtlinie

Die Fernsehrichtlinie sieht in Art. 13 ein Verbot für Tabak-
werbung im Rundfunk vor. Das Verbot läuft – insbesondere bei
Motorsportveranstaltungen wie der Formel 1 – dadurch leer, dass
zwar nicht im Fernsehprogramm geworben wird, aber Werbung der
Hersteller an den Fahrzeugen und am Veranstaltungsort selbst
angebracht wird. 

b) Weiteres sekundäres Gemeinschaftsrecht

Die so genannte Tabakwerberichtlinie58 98/43/EG verbot in Art.
3 Absatz 1 jede Form der Werbung und des Sponsoring für Tabak-
erzeugnisse. Dies sollte jedoch unbeschadet der Regelungen der
Fernsehrichtlinie gelten, die insofern für die Übertragung von
Fernsehsendungen vorrangig Anwendung fand. Durch Urteil des
EuGH ist die Richtlinie 98/43/EG auf Grund fehlender Kompetenz-
grundlage jedoch für nichtig erklärt worden.59

Am 26. Mai 2003 ist die daraufhin erlassene Richtlinie
2003/33/EG60 in Kraft getreten, die die Angleichung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Werbung
und Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen regelt. Die neue
Richtlinie soll mit einem umfassenden Tabakwerbeverbot die
Werbung und das damit in Verbindung stehende Sponsoring in den
Medien regeln. Ihr Ziel ist, Hindernisse zu beseitigen, die dem
freien Verkehr von Waren und Dienstleistungen entgegenstehen.
Ausgenommen ist auch hier die Werbung im Bereich des Fern-
sehens, für den mit Art. 13 der Fernsehrichtlinie bereits eine
spezielle gemeinschaftliche Rechtsvorschrift existiert. Art. 5
Absatz 1 der Richtlinie untersagt allerdings das Sponsoring von
Veranstaltungen oder Aktivitäten, an denen mehrere Mitglied-
staaten beteiligt sind, die in mehreren Mitgliedstaaten stattfinden

oder die eine sonstige grenzüberschreitende Wirkung haben (bei-
spielsweise durch Fernsehübertragungen). Diese Bestimmung soll
dazu beitragen, durch unterschiedliche Vorschriften der Mitglied-
staaten bedingte Verzerrungen der Wettbewerbsbedingungen beim
Sponsoring zu vermeiden. Diese Verzerrungen seien – so
Erwägungsgrund 1 der Richtlinie – u. a. bei größeren Sportveran-
staltungen mit grenzüberschreitender Wirkung erkennbar gewor-
den. Sponsoring wird dabei in Art. 2 Buchstabe c) der Richtlinie
weit definiert. Es ist jede Art von öffentlichem oder privatem
Beitrag zu einer Veranstaltung oder Aktivität oder jede Art von
Unterstützung von Einzelpersonen mit dem Ziel der Förderung des
Tabakverkaufs. Damit ist die Anbringung von Werbung z.B. auf
Banden am Veranstaltungsort, aber auch an Fahrzeugen und
Sportlern selbst, bei Veranstaltungen oder Aktivitäten mit grenz-
überschreitendem Charakter untersagt.

Schlussbemerkungen

Die wirtschaftliche Bedeutung der Sportrechte für das Fernsehen
und die neuen Medien ist in den letzten Jahren stark gestiegen.
Diesem verstärkten wirtschaftlichen Interesse folgt eine Tendenz
zur rechtlichen Ausgestaltung und Regulierung. Dabei ist nicht
nur das eigentliche Rundfunkrecht für die Übertragung von
Sportereignissen im Fernsehen von Bedeutung, sondern es kommt
verstärkt zu Schnittstellen mit und Einflüssen durch andere
Rechtsgebiete. Zu nennen sind das Urheberrecht und das Wett-
bewerbsrecht. Auch im Bereich der neuen Medien ist eine
zunehmende „Verrechtlichung“ festzustellen. Durch die Ent-
wicklung der neuen Medien und ihre zunehmende Bedeutung bei
der Übertragung von Sportereignissen kann eine Überarbeitung
und/oder Anpassung des eigentlichen Rundfunkrechts erforderlich
werden.

1) Siehe zuletzt das Auskunftsersuchen CP 43/2003, das die Kommission an die Bundes-
republik Deutschland gerichtet hat. Hierin geht es u. a. speziell um den Vorwurf von Sei-
ten privater Fernsehveranstalter, nur mit Hilfe der Gebührengelder seien die öffentlich-
rechtlichen Sender in der Lage gewesen, zu nicht marktkonformen Preisen bestimmte
Sportrechte zu erwerben; vgl. epd medien Heft 32/2004 vom 28. April 2004, S. 19.

2) Siehe auch ausführlich Roßnagel/Strothmann, Die duale Rundfunkordnung in Europa –
Gemeinschaftsrechtliche Rahmenbedingungen und aktuelle Ansätze zum dualen System
in ausgewählten Mitgliedstaaten, Wien 2004, S. 99 ff.

3) Grundlegend EuGH, Rs. 155/73, Sacchi, Slg. 1974, S. 409, Rn. 13–15.
4) Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschriften über staatliche

Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, ABl. EG Nr. C 320 vom 15. November
2001, S. 5, Rn. 33 (im Folgenden Rundfunkmitteilung). Ein Hinweis auf die Bedeutung
des Amsterdamer Protokolls sowie der Entschließung des Rates und der im Rat vereinig-
ten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten zum öffentlichen Rundfunk vom
25. Januar 1999, ABl. EG Nr. C 30 vom 5. Februar 1999, S. 1 (im Folgenden Entschließung
zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk), findet sich auch in Kommission, Entscheidung
vom 22. Mai 2002, Staatliche Beihilfe N 631/2001, BBC licence fee, Rn. 37.

5) Entschließung zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk, a. a. O. (Fußnote 4), Rn. 7.
6) Kommission, Rundfunkmitteilung, a. a. O. (Fußnote 4), Rn. 36. Dabei hat sie ihrer

Ansicht nach nicht darüber zu entscheiden, ob ein Programm als Dienstleistung von all-
gemeinem wirtschaftlichen Interesse angeboten werde oder Art und Qualität eines
bestimmten Produkts in Frage zu stellen.

7) Kommission, Rundfunkmitteilung, a. a. O. (Fußnote 4), Rn. 36. Beispielhaft nennt die
Kommission an dieser Stelle den elektronischen Handel. Dabei stellt die Kommission
klar, dass der öffentlich-rechtliche Auftrag nur die der Öffentlichkeit im allgemeinen
Interesse anzubietenden Dienste erfasse, nicht jedoch die Festlegung des Finanzierungs-
modus. Daher könnten die Sendeanstalten zu Einnahmezwecken zwar kommerziellen
Tätigkeiten wie dem Verkauf von Sendeplatz für Werbung nachgehen, diese könnten
jedoch nicht als Teil des öffentlich-rechtlichen Auftrags definiert werden. Wie ist es zu
bewerten, wenn eine öffentlich-rechtliche Anstalt (in der öffentlichen Kommunikation)
betont, dass die Kosten des Erwerbs von Sportrechten durch (überwiegend) aus der Ver-
marktung der Programmflächen stammende Werbeeinnahmen bestritten werden? Hier
liegt unter Umständen eine (beihilferechtlich) nicht genau definierbare Grauzone vor.
Der Vorgang vollzieht sich nämlich nach Maßgabe folgender Parameter: Unterstellt man,
dass die Inhalte dem Programmauftrag zugerechnet werden, so können für ihren Erwerb
sicherlich die zur Erfüllung des Auftrags bereit gestellten Mittel eingesetzt werden.
Handelt es sich um besonders gut zu vermarktende Sendungen, so wird auch ein großes
Nachfragerinteresse der privaten Seite gegeben sein. Aufgrund der Attraktivität des
Sendeplatzes für die Werbewirtschaft ist eine umfängliche Refinanzierung des Erwerbs
von Programmrechten möglich. Sind es diese zusätzlichen Mittel, die der öffentlich-
rechtliche Sender zur Deckung der Programmrechtekosten einsetzen muss, so hat er
Mittel am Werbemarkt abgeschöpft, um im Rahmen des Auftrags liegende Inhalte erwer-

ben zu können. Im Ergebnis erfolge damit, so wird argumentiert, durch den Verkauf von
Sendeplatz für Werbung, der nach oben Gesagtem nicht als Teil des öffentlich-recht-
lichen Auftrags definiert werden kann, eine Erfüllung des Programmauftrags. 

8) Mitteilung der Kommission zu Leistungen der Daseinsvorsorge, 2001/C 17/04, ABl. EG
2001 Nr. C 17, S. 4.

9) Beck’scher Kommentar zum Rundfunkrecht-Libertus, München 2003, § 12, Rn. 101;
Pleitgen, Der Sport im Fernsehen, Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökonomie
an der Universität zu Köln, Heft 127, Köln 2000, S. 15.

10) So erwarben in Deutschland die öffentlich-rechtlichen Programmveranstalter ARD und
ZDF die Rechte zur Übertragung der Fußball-WM für Deutschland von der KirchGruppe.
Über Satellit sind die Sendungen jedoch auch im europäischen Ausland zu empfangen.
Der Vertrag zwischen ARD und ZDF und der KirchGruppe bestimmte, dass die digitale
Satellitenverbreitung den Lizenznehmern nur gestattet sein sollte, wenn das aus-
schließliche Übertragungsrecht von Lizenznehmern in anderen Ländern nicht beein-
trächtigt werde. Erste Auseinandersetzungen hatte es bei der Übertragung der WM-Aus-
losung im Dezember 2001 zwischen den deutschen Rechteinhabern und dem spanischen
Lizenznehmer Via Digital gegeben. Die ARD machte den Vorschlag, die digitale Über-
tragung so zu verändern, dass der Empfang nur in Deutschland möglich ist. Dabei wird
die Übertragung der WM-Spiele mit besonderen Signalen versehen, die von aus-
ländischen Pay-TV-Dekodern nicht verarbeitet werden können. Nachteil dieser Lösung
war, dass die deutschen Zuschauer mit digitalem Empfangsgerät einen neuen Suchlauf
hätten starten müssen. Aus diesem Grund hatte sich das ZDF zunächst gegen diese
Lösung gewandt. Sein Gegenvorschlag bestand darin, die Fußball-WM gar nicht digital
über Satellit zu verbreiten. Tests der von der ARD entwickelten Lösung ergaben, dass in
Spanien und Polen ein Empfang der mit den besonderen Signalen versehenen Sendun-
gen mit dort üblichen Pay-TV-Dekodern tatsächlich nicht möglich war. Die KirchGruppe
lehnte die Lösung trotzdem ab und favorisierte stattdessen eine Verschlüsselung der
digital über Satelliten gesendeten Signale. Die Rundfunkanstalten verzichteten schließ-
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